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Bebauungsplan Nr. 23
"Pastorenkamp"

Stand 11.08.2026

ÜBERSICHTSPLAN
M 1:10.000

PRÄAMBEL
Auf Grund der §§ 1 Abs. 3 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), der §§ 80 und 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO)
sowie der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Brockel diesen
Bebauungsplan Nr. 23 "Pastorenkamp“, bestehend aus der Planzeichnung mit textlichen Festsetzungen, den örtlichen
Bauvorschriften und der Begründung, als Satzung beschlossen.

Brockel, den

……………………..
(Lüdemann)

Bürgermeister

VERFAHRENSVERMERKE
1. Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Brockel hat in seiner Sitzung am …………… die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Pastorenkamp“
beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss ist in der Zeit vom …………… bis einschließlich …………… ortsüblich bekannt gemacht worden.

Brockel, den

Bürgermeister

2. Vervielfältigungen
Kartengrundlage:  Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung,

©2023
Landesamt für Geoinformation und
Landentwicklung Niedersachsen

Regionaldirektion Otterndorf

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen
sowie Straße, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom ……………). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der
baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragung der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Scheeßel, den

Öff. best. Verm.-Ing.

3. Planverfasser
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 23 "Pastorenkamp“ wurde ausgearbeitet von der

Planungsgemeinschaft Nord GmbH
Große Straße 49
27356 Rotenburg (Wümme)
Tel.: 04261 / 92930 Fax: 04261 / 929390
E-Mail: info@pgn-architekten.de

Rotenburg (Wümme), den

Planverfasser

4. Öffentliche Auslegung
Der Rat der Gemeinde Brockel hat in seiner Sitzung am …………… dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 23 "Pastorenkamp“ und
der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden in der Zeit vom …………… bis einschließlich …………… ortsüblich bekannt
gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 23 und der Begründung haben in der Zeit vom …………… bis einschließlich …………… gemäß
§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Brockel, den

Bürgermeister

5. Erneute öffentliche Auslegung
Der Rat der Gemeinde Brockel hat in seiner Sitzung am …………… dem geänderten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 23
"Pastorenkamp“ und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden in der Zeit vom …………… bis einschließlich …………… ortsüblich bekannt
gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 23 und der Begründung haben in der Zeit vom …………… bis einschließlich …………… gemäß
§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Brockel, den

Bürgermeister

6. Satzungsbeschluss
Der Rat der Gemeinde Brockel hat den Bebauungsplan Nr. 23 "Pastorenkamp“ nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2
BauGB in seiner Sitzung am …………… als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung beschlossen.

Brockel, den

Bürgermeister

7. Inkrafttreten
Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 23 "Pastorenkamp“ ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am …………… im Amtsblatt bekannt
gemacht worden.

Der Bebauungsplan Nr. 23 "Pastorenkamp“ ist damit am …………… rechtsverbindlich geworden.

Brockel, den

Bürgermeister

8. Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, Mängel der Abwägung
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 23 "Pastorenkamp“ sind eine Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften, eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes oder
Mängel des Abwägungsvorgangs nicht geltend gemacht worden.

Brockel, den

Bürgermeister

Gemeinde Brockel
Landkreis Rotenburg (Wümme)

mit örtlichen Bauvorschriften zur Gestaltung

- Entwurf -

´
1:1.500

PLANZEICHENERKLÄRUNG
1. Art der baulichen Nutzung

WA 1-2 Allgemeine Wohngebiete
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO)

Mischgebiet
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 6 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung

GRZ Grundflächenzahl als Höchstmaß
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 16 (2) Nr. 1 BauNVO)

I Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 16 (2) Nr. 3 BauNVO)

OK Oberkante baulicher Anlagen als Höchstmaß
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

o Offene Bauweise
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 (2) BauNVO)

ED Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 (2) BauNVO)

2 Wo Maximal 2 Wohnungen zulässig
(§ 9 (1) Nr. 6 BauGB)

Baugrenzen
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 (3) BauNVO)

4. Verkehrsflächen

Öffentliche Straßenverkehrsflächen
(§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)

R+F Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung
hier: Fuß- und Radweg
(§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)

5. Ver- und Entsorgung
Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen
Hier: Abwasser
(§ 9 (1) Nr. 14 BauGB)

6. Planungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Erhalt von Einzelbäumen
(§ 9 (1) Nr. 25b BauGB)

7. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 (7) BauGB)

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes – hier:
Lärmpegelbereiche (LPB)
(Kap. 6.6.3 RAL)

8. Hinweise

Sichtdreieck
(Kap. 6.6.3 RAL)

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
6. ANPFLANZUNG VON EINZELBÄUMEN

Die Baugrundstücke in den WA 1 & 2 und im MI sind durch Bäume zu gliedern. Pro
Baugrundstück sind ein standortgerechter, gebietstypischer Laubbaum oder alternativ zwei
Hochstamm-Obstbäume, aus anzutreffenden Lokalsorten anzupflanzen und dauerhaft zu
erhalten.
Die zu verwendende Pflanzqualität ist bei den Laubbäumen Hochstamm, 3 x verpflanzt mit einem
Stammumfang von mind. 14 - 16 cm. Die Obstbäume sind in der Pflanzqualität Hochstamm mit
einem Stammumfang von mind. 10 - 12 cm zu verwenden. Die Bäume sind von den
Grundstückseigentümern in der ersten Pflanzperiode (November bis April) nach Fertigstellung
der Wohngebäude zu pflanzen. Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang
durch eine Neuanpflanzung zu ersetzen.

7. ERHALT VON EINZELBÄUMEN

Die in der Planzeichnung, gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB, zu erhalten festgesetzten
Einzelbäume sind dauerhaft zu erhalten. Abgängiger Baumbestand ist durch eine
Neuanpflanzung eines standortgerechten, einheimischen Laubbaumes zu ersetzen. Dabei ist die
Pflanzqualität Hochstamm, 3 x verpflanzt mit einem Stammumfang von mind. 14 - 16 cm zu
verwenden.
Bei allen Hoch- und Tiefbaumaßnahmen sind Stamm, Krone und Wurzelraum zu schützen.

8. FLÄCHE FÜR VERSORGUNGSANLAGEN

Innerhalb des als Versorgungsfläche festgesetzten Bereichs ist ein Gewässerrandstreifen für den
angrenzenden „Großen Moorgraben“ zu erhalten. Zur Ansaat dieses Räumstreifens ist ein
regionaltypisches Saatgut „Ufermischung“ mit der Herkunftsregion „Nordwestdeutsches Tiefland“
zu verwenden, um die Entwicklung eines Gras- und Staudenflures im Uferbereich zu erlangen.
Ein Pflegeschnitt alle 3 Jahre ist, zwischen dem 01.09 und 28.02. zulässig, um Gehölzbewuchs
zu verhindern.

9. IMMISSIONSSCHUTZ

Schallschutzanforderung:

Anforderungen an Schutzbedürftige Räume
Die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume, die dem ständigen Aufenthalt von Menschen
dienen, müssen je nach Lärmpegelbereich die Anforderungen an die Luftschalldämmung gemäß
Abschnitt 7 der DIN 4109 Teil 1, Ausgabe Januar 2018 einhalten. Mindestens ist für die Fassaden
ein Bau-Schalldämmmaß von 30 dB im Plangebiet einzuhalten.
Weiterhin ist im MI für Schlaf- und Kinderzimmer der Einbau von schallgedämmten
Lüftungsöffnungen oder eine Belüftung mittels raumlufttechnischer Anlage vorzusehen. Auf den
Einbau von schallgedämmten Lüftungsöffnungen oder eine Belüftung mittels raumlufttechnischer
Anlage für Schlaf- und Kinderzimmer kann verzichtet werden, wenn im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens nachgewiesen wird, dass aufgrund von Gebäudeabschirmungen
oder ähnlicher Effekte für einzelne Räume nachhaltig ein Lärmpegel von ≤ 50 dB(A) vorliegt.

Generelle Hinweise:
Von den oben genannten Anforderungen kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird,
dass sich durch Abschirmeffekte oder Ähnlichem geringere Lärmpegel ergeben.

2. TRAUF- UND SOCKELHÖHEN

2.1 In den WA 1 & 2 und dem MI dürfen die Oberkanten der Erdgeschossfußböden (OKFF)
höchstens 50 cm über der endgültigen Fahrbahnoberkante der öffentlichen Verkehrsfläche (ge-
messen in der Mitte der Straßenfront des Grundstücks) liegen.

2.2 Im WA 1 darf eine Traufhöhe (Schnittlinie der Außenflächen von Wand und Dachhaut) von
4,00 m und im WA 2 und im MI eine Traufhöhe von 6,50 m, gemessen von der
Fahrbahnoberkante der öffentlichen Verkehrsfläche in der Mitte der Straßenfront des
Grundstücks, nicht überschritten werden. Ausgenommen hiervon sind untergeordnete Bauteile
und Krüppelwalme.

3. EINFRIEDUNGEN

In den WA 1 & 2 und dem MI sind Einfriedungen entlang von öffentlichen Verkehrsflächen nur als
Laubschnitthecken aus einheimischen Gehölzen und Feldsteinen oder als Staketenzäune und
Stabmattenzäune zulässig. Die Einfriedungen, ausgenommen Laubschnitthecken, dürfen eine
Höhe von maximal 120 cm nicht überschreiten.
Stabmattenzäune sind nur ohne Sichtschutz zulässig.

4. BEHANDLUNG VON NIEDERSCHLAGSWASSER

Das anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück zu versickern. Für Baugrundstücke
im Plangebiet ist durch entsprechende Maßnahmen wie etwa den Bau einer Zisterne mit
mindestens 2 m³ Fassungsvermögen Regenwasser zurückzuhalten und z.B. für die
Gartenbewässerung zu verwenden.

5. ORDNUNGSWIDRIGKEITEN

Ordnungswidrig handelt, wer als Bauherr, Entwurfsverfasser oder Unternehmer den
Bestimmungen der örtlichen Bauvorschrift über Gestaltung zuwiderhandelt. Die
Ordnungswidrigkeiten nach § 80 Abs. 3 NBauO können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit
Geldbußen bis zu 500.000 Euro geahndet werden.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten 1 und 2 (WA 1 & WA 2) sind allgemein zulässig:
- Wohngebäude,
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht
störende Handwerksbetriebe,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

1.2 In den WA 1 & 2 sind die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

1.3 Im Mischgebiet (MI) sind allgemein zulässig:
- Wohngebäude,
- Geschäfts- und Bürogebäude,
- Einzelhandelsbetriebe,
- Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
- sonstige Gewerbebetriebe,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,
- Gartenbaubetriebe und
- Tankstellen

1.4 Im MI sind ausnahmsweise zugelassene Vergnügungsstätten im Sinne des § 6 Abs. 3
BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

2. MINDESTGRUNDSTÜCKSGRÖßEN
Im MI muss die Grundstücksgröße gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB mindestens 1.500 qm
betragen.

3. ZAHL DER WOHNUNGEN

Im WA 1 sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB höchstens 2 Wohnungen je Einzelhaus und
höchstens 1 Wohnung je Doppelhaushälfte zulässig.

4. NEBENANLAGEN UND GARAGEN

Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO, Garagen gemäß § 12 BauNVO und
überdachte/überbaute Stellplätze sind entlang der öffentlichen Verkehrsflächen nur in den
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche
sind nur offene, nicht überdachte/ überbaute Stellplätze zulässig.

5. HÖHE BAULICHER ANLAGEN

Im MI ist die Höhe der baulichen Anlagen auf eine Oberkante (OK) von 12,00 m Höhe (gemessen
von der endgültigen Fahrbahnoberkante der angrenzenden Gemeindestraße in der Mitte der
Straßenfront des Grundstücks) begrenzt. Ausgenommen hiervon sind turmartige Aufbauten (z.B.
Schornsteine), technische Anlagen mit einer Grundfläche bis zu 10 m² und untergeordnete
Bauteile.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
10. ZUORDNUNG VON KOMPENSATIONSMAẞNAHMEN

Die außerhalb des Plangebietes auf dem Flurstück 110/3 und 116/4 der Flur 2 in der Gemarkung
Brockel und dem Flurstück 13 der Flur 3 in der Gemarkung Brockel durchzuführenden
Kompensationsmaßnahmen – Entwicklung von Extensivgrünland – sind den Allgemeinen
Wohngebieten, Mischgebieten und Straßenverkehrsflächen im Plangebiet zugeordnet.

HINWEISE
1. BAUNUTZUNGSVERORDNUNG (BAUNVO)
Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November
2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I
Nr. 176) geändert worden ist.

2. SICHTDREIECKE
Die Flächen innerhalb der Sichtdreiecke sind von jeglicher Sichtbehinderung ab 0,8 m über
Fahrbahnoberkante freizuhalten.

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
1. DÄCHER

1.1 Im WA 1 & 2 und im MI sind nur Dächer mit einer Dachneigung von mind. 30 Grad zulässig.
Ausgenommen hiervon sind Nebenanlagen i.S.d. § 14 Abs. 1 BauNVO, Garagen i.S.d. § 12
BauNVO, Wintergärten, Terrassenüberdachungen, Dachaufbauten, Photovoltaikanlagen und
untergeordnete Gebäudeteile gemäß § 5 Abs. 4 Nr.1 NBauO).

1.2 In den WA 1 & 2 und im MI sind (mit Ausnahme von Wintergärten, Terrassenüberdachungen
und Solaranlagen sowie Nebenanlagen i.S.d. § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen i.S.d. § 12
BauNVO) nur einfarbige Dächer in den Farben rot, braun und anthrazit, weitestgehend den
folgenden RAL-Farbtönen entsprechend, zulässig:

3000 Feuerrot 7012 Schwarzgrau 8004 Kupferbraun
3001 Signalrot 7016 Anthrazitgrau 8012 Rotbraun
3002 Karminrot 7024 Graphitgrau 8015 Kastanienbraun
3003 Rubinrot 8016 Mahagonibraun
3009 Oxidrot 8019 Graubraun
3011 Braunrot 8022 Schwarzbraun

Weiterhin sind begrünte Dächer zulässig.


